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Verteiler 

 
Europa 
 

• Europäisches Parlament 
o Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (LIBE) 

• Europäische Kommission 
o Generaldirektion für Justiz 

• Rat der Europäischen Union 

• European Criminal Bar Association (ECBA) 

• Fair Trials International 

• Ständige Vertretung der Bundesrepublik Deutschland bei der EU 

• Justizreferenten der Landesvertretungen 

• Rat der Europäischen Anwaltschaften (CCBE) 
 
Deutschland 

• Bundesministerium des Innern 

• Bundesministerium der Justiz  

• Rechtsausschuss, Innenausschuss des Deutschen Bundestages 

• Vors. des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages 

• Vors. des Innenausschusses des Deutschen Bundestages 

• Fraktionen des Deutschen Bundestages 

• Landesjustizministerien 

• Rechts- und Innenausschüsse der Landtage 

• Bundesgerichtshof 

• Bundesanwaltschaft 

• Vorstand des Deutschen Anwaltvereins 

• Landesverbände des Deutschen Anwaltvereins  

• Vors. der Gesetzgebungsausschüsse des Deutschen Anwaltvereins 

• Strafrechtsausschuss des Deutschen Anwaltvereins 

• Geschäftsführender Ausschuss der Arbeitsgemeinschaft Strafrecht des Deutschen 
Anwaltvereins 

• Strafrechtsausschuss der Bundesrechtsanwaltskammer 

• Vors. des Strafrechtsausschusses des KAV, BAV 

• Vors. des Forum Junge Anwaltschaft des DAV 

• Deutscher Strafverteidiger e. V. 

• Regionale Strafverteidigervereinigungen 

• Organisationsbüro der Strafverteidigervereinigungen und -initiativen  

• Arbeitskreise Recht der im Bundestag vertretenen Parteien 

• Deutscher Richterbund 

• Bund Deutscher Kriminalbeamter 

• Strafverteidiger-Forum (StraFo) 

• Neue Zeitschrift für Strafrecht, NStZ 

• Strafverteidiger 

• Juris 

• KriPoZ Kriminalpolitische Zeitschrift  

• Prof. Dr. Jürgen Wolter, Universität Mannheim 

• ver.di, Bereich Recht und Rechtspolitik 

• Deutscher Juristentag (Präsident und Generalsekretär) 
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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV versammelt mehr als 61.000 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Anwaltsnotarinnen und Anwaltsnotare, 

die in 253 lokalen Anwaltvereinen im In- und Ausland organisiert sind. Er vertritt die 

Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler 

Ebene. Der DAV ist im Lobbyregister für die Interessenvertretung gegenüber dem 

Deutschen Bundestag und der Bundesregierung zur Registernummer R000952 

eingetragen.  

 

1. Zusammenfassung 

Am 2. Dezember 2022 hat die Europäische Kommission einen Entwurf für die 

Harmonisierung von strafrechtlichen Sanktionen für den Verstoß gegen EU-Sanktionen 

vorgelegt („Richtlinie zur Definition von Straftatbeständen und Sanktionen bei Verstoß 

gegen restriktive Maßnahmen der Union“). Besonders dringlich wurde die Fähigkeit der 

Union, in diesem Bereich der EU-Sanktionen „mit einer Stimme zu sprechen“, vor dem 

aktuellen Hintergrund der militärischen Aggression Russlands gegen die Ukraine.1 

Der Rechtsetzungsvorschlag der Europäischen Kommission legt Mindeststandards für 

die Untersuchung und strafrechtliche Ahndung von Sanktionsverstößen sowie 

Anforderungen an die justizielle Zusammenarbeit fest. 

 

Die Rechtsgrundlage für diesen Entwurf wurde in Art. 83 Abs. 1 Unterabs. 2 AEUV 

geschaffen, gemäß einem Vorschlag der Kommission für einen Ratsbeschluss vom 25. 

Mai 20222, den Verstoß gegen restriktive Maßnahmen der Union als einen 

Kriminalitätsbereich zu bestimmen, der die Kriterien des Artikels 83 Absatz 1 AEUV 

erfüllt. Nach Art. 83 Abs. 1 AEUV können das Europäische Parlament und der Rat 

durch Richtlinien Mindestvorschriften zur Festlegung von Straftaten und Strafen in 

Bereichen besonders schwerer Kriminalität festlegen, die aufgrund der Art oder der 

Auswirkungen der Straftaten oder aufgrund einer besonderen Notwendigkeit, sie auf 

einer gemeinsamen Grundlage zu bekämpfen, eine grenzüberschreitende Dimension 

haben. Zu diesen Kriminalitätsbereichen zählen bislang Terrorismus, Menschenhandel 

und sexuelle Ausbeutung von Frauen und Kindern, illegaler Drogenhandel, illegaler 

                                                 
1 Vgl. S. 2 des Vorschlages.  
2 Europäische Kommission, Vorschlag für einen Beschluss des Rates über die Aufnahme des Verstoßes gegen 
restriktive Maßnahmen der Union in die Kriminalitätsbereiche nach Artikel 83 Absatz 1 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (COM(2022) 247 vom 25.5.2022).   
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Waffenhandel, Geldwäsche, Korruption, Fälschung von Zahlungsmitteln, 

Computerkriminalität und organisierte Kriminalität. Gem. Art. 83 Abs. 1 Unterabs. 3 

AEUV kann der Rat je nach Entwicklung der Kriminalität einen Beschluss erlassen, in 

dem andere Kriminalitätsbereiche bestimmt werden, die die Kriterien dieses Absatzes 

erfüllen. Am 28. November 2022 folgte der Rat diesem Vorschlag und erließ den 

entsprechenden Beschluss,3 nach dessen Art. 1 nunmehr der Verstoß gegen restriktive 

Maßnahmen der Union ein Kriminalitätsbereich im Sinne des Artikels 83 Abs. 1 

Unterabs. 2 AEUV ist.  

 

Der Richtlinienvorschlag verfolgt das Ziel, die wirksame Anwendung der restriktiven 

Maßnahmen der Union zu gewährleisten. Dies soll erreicht werden, indem die bislang in 

den Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich gehandhabte Kriminalisierung von Verstößen 

gegen restriktive Maßnahmen (Sanktionsverstöße) harmonisiert wird durch Schaffung 

einer „europäischen Straftat“ („EU Crime“) des Sanktionsverstoßes. Die uneinheitliche 

Kriminalisierung soll durch Mindeststraftatbestände vereinheitlicht und die 

Durchsetzung der Verfolgung verbessert werden. 

 

2. Stellungnahme 

Der Deutsche Anwaltverein verurteilt den Angriffskrieg der Russischen Föderation von 

Beginn an, u.a. im Rahmen einer Resolution der G7 der Anwaltschaften, die  auch der 

EU-Kommission zugegangen ist. Ebenso engagieren wir uns für unsere ukrainischen 

Kolleginnen und Kollegen, die nach Deutschland geflüchtet sind, durch unser 

Patenschaftsprogramm.  

Der DAV betrachtet völkerrechtskonforme Sanktionsmaßnahmen der Europäischen 

Union grundsätzlich als geeignetes und legitimes Mittel, um auf den 

völkerrechtswidrigen Angriffskrieg zu reagieren. Die strafrechtliche Reaktion, Verstöße 

gegen EU-Sanktionen zu harmonisieren, erscheint auch dem Grunde nach gerade in 

diesem ohnehin vom EU-Recht determinierten Bereich sinnvoll.  

  

                                                 
3 Beschluss (EU) 2022/2332 des Rates vom 28. November 2022 über die Feststellung des Verstoßes gegen restriktive 
Maßnahmen der Union als einen die Kriterien nach Artikel 83 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union erfüllenden Kriminalitätsbereich (ST/10287/2022/REV/1, ABl. L 308 vom 29.11.2022, S. 18). 
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a) Grundsätzliche Probleme bei der Anwendung der Sanktionen 

Allerdings ist die konkrete Ausgestaltung der Sanktionen in vielen Bereichen schwierig; 

die oft unter hohem Zeitdruck und damit fehleranfällig konzipierten Regelungen sind 

bisweilen in sich widersprüchlich, vage und tragen praktischen Problemen, die sich bei 

ihrer Anwendung stellen, nicht hinreichend Rechnung. Auch fehlt es an einem 

demokratisch legitimierten, transparenten, objektiven und nachvollziehbaren 

Mechanismus, wonach sich entscheidet, welche natürliche oder juristische Person auf 

eine Sanktionsliste genommen wird und welche nicht. Damit wird gerade in diesem für 

den individuell Betroffenen sehr eingriffsintensiven Bereich die Inanspruchnahme von 

Rechtsberatungsleistungen praktisch unvermeidbar, sei es, um sicherzustellen, nicht 

gegen Sanktionen verstoßen zu haben oder jedenfalls in der Zukunft nicht zu 

verstoßen, sei es, um eine strafmildernde oder gem. § 22 AWG noch mögliche 

strafbefreiende Selbstanzeige zu erstatten, oder aber um sich gegen ungerechtfertigte 

Aufnahmen in Sanktionslisten zur Wehr zu setzen. Während letzteres wohl noch unter 

„für die Wahrnehmung des Rechts auf Verteidigung in Gerichtsverfahren und des 

Rechts auf einen wirksamen Rechtsbehelf unbedingt erforderlich“ i.S.d. Art. 5n Abs. 5 

der konsolidierten Verordnung (EU) Nr. 833/2014 zu fassen sein wird, ist das bei den 

vorgenannten, aber mindestens ebenso zur Wahrung der Rechtsstaatlichkeit 

essentiellen Beratungsleistungen weniger offensichtlich, so dass es Mandantinnen und 

Mandanten in solchen Fragen seit dem 8. Sanktionspaket zunehmend schwerer haben 

werden, Beratung durch mutige Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte zu finden.  

 

b) Zu den Regelungen im Einzelnen 

Es finden sich Widersprüche nicht nur zur Systematik im AWG, indem grundsätzlich4 

zwischen vorsätzlichen Straftaten und fahrlässigen Ordnungswidrigkeiten differenziert 

wird: So sieht Art. 3 Abs. 1 des RL-Vorschlages vor, nur solche Verstöße als Straftaten 

zu kriminalisieren, die vorsätzlich begangen sind, und steht damit im Widerspruch zu 

Art. 3 Abs. 2 b), der von „Versäumnis“ spricht, und Art. 3 Abs. 3, wonach auch die grob 

fahrlässige Begehung eine Straftat sein soll. Des Weiteren geht die Kriminalisierung zu 

weit, wenn nicht nur Verstöße gegen in EU-Verordnungen bereits klar definierte 

Verbots- und Gebotsnormen, sondern darüber hinausgehend weitere Tathandlungen 

wie etwa die „Versäumnis, Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen (...) unverzüglich 

einzufrieren“ zu Straftaten erhoben werden, wobei der deutsche Begriff „Versäumnis“ 

                                                 
4 Abgesehen von der Sanktionierung leichtfertiger Verstöße gegen Waffenembargos gem. § 17 Abs. 5 AWG) 
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eher Fahrlässigkeit suggeriert. Der Begriff „Versäumnis“ bezeichnet offenbar ein 

vorsätzliches (s. Artikel 3 Abs. 1 i.V.m Art 3 Abs. 3) Unterlassen. Dies sollte der 

Gesetzgeber klarstellen. 

Verfassungsrechtlich unzulässig sind auch die als Straftaten ausgestalteten Verstöße 

gegen die diversen Meldepflichten5 im Hinblick auf die anwaltlichen 

Verschwiegenheitspflichten. Höchst problematisch schließlich in Hinblick auf die 

angeblich von dem RL-Vorschlag nicht tangierte6 Selbstbelastungsfreiheit ist die 

Straftat des „Versäumnisses, mit den zuständigen Verwaltungsbehörden auf deren 

begründetes Ersuchen bei der Überprüfung der Informationen nach den Ziffern iii und iv 

zusammenzuarbeiten;“ (Art. 3 Abs. 2 h) (v) des RL-Vorschlages). 

Die Relativierungen in den Absätzen 4 und 5 von Art. 3 des RL-Entwurfs in Hinblick auf 

die Selbstbelastungsfreiheit und die anwaltliche Berufsverschwiegenheit offenbaren, 

dass die EU-Kommission bei ihrem Vorschlag die Problematik erkannt hat. Doch statt 

an geeigneter Stelle, nämlich bei der Definition der Straftaten, sicherzustellen, dass 

beide Grundpfeiler des Rechtsstaates nicht tangiert werden, hat sich die EU-

Kommission sehenden Auges entschieden, den EU-Bürgern Meldepflichten und 

Kooperationspflichten aufzuerlegen, die sodann von den dem Gesetz Unterworfenen 

bzw. den Rechtsanwendern so verstanden werden sollen, dass sie doch in irgendeiner 

Weise mit der Selbstbelastungsfreiheit und beruflichen Schweigepflichten in Einklang 

gebracht werden können. Die Formulierungen „ist nicht so zu verstehen, dass“ und 

„dem […] verankerten Recht zuwiderlaufen“ zeigen offen die Rechtsunsicherheit, die 

die Regelung hervorbringt. Hier fehlt es an Klarheit und Bestimmtheit des Gebotenen; in 

Wahrheit wird der verfassungsrechtlich geschützte Zugang zum Recht unterbunden, 

dies soll aber gleichzeitig verschleiert werden. 

                                                 
5 Vgl. Art. 3 Abs. 2 lit. h) (iii) und (iv): iii) Verstoß einer benannten Person, Organisation oder Einrichtung gegen eine 
Verpflichtung im Rahmen restriktiver Maßnahmen der Union, Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen innerhalb des 
Hoheitsgebiets eines Mitgliedstaats zu melden, die in ihrem Eigentum oder Besitz sind oder von ihr gehalten oder 
kontrolliert werden,  
iv) Verstoß gegen eine Verpflichtung im Rahmen restriktiver Maßnahmen der Union, unverzüglich Informationen über 
eingefrorene Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen oder Informationen über Gelder und wirtschaftliche Ressourcen 
im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten, die Eigentum oder Besitz von benannten Personen, Organisationen oder 
Einrichtungen sind oder von diesen gehalten oder kontrolliert werden und die nicht eingefroren wurden, an die 
zuständigen Verwaltungsbehörden zu übermitteln, 
6 Vgl. Art. 3 Abs. 4; s. auch S. 13 und S. 16 des RL-Vorschlages: „Diese Richtlinie wird so in nationales Recht 
umzusetzen sein, dass die Grundrechte gewahrt bleiben. Insbesondere sollten die Mitgliedstaaten dafür sorgen, dass 
bei der Verhängung strafrechtlicher und verwaltungsrechtlicher Sanktionen die Grundsätze der Charta beachtet 
werden, einschließlich des Rechts, sich nicht selbst belasten zu müssen, des Aussageverweigerungsrechts und des 
Verbots, wegen derselben Straftat zweimal strafrechtlich verfolgt oder bestraft zu werden.“ (S. 13) 
„Diese Straftaten sind nicht so zu verstehen, dass natürlichen Personen Verpflichtungen auferlegt werden, die gegen 
das Recht, sich nicht selbst belasten zu müssen, und das Aussageverweigerungsrecht im Sinne der Charta und der 
Richtlinie (EU) 2016/34342 verstoßen.“(S. 16). 
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Die Definitionen in Art. 2 sind weitgehend denen der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 

(dort Art. 1 g)) entnommen, aber zum Teil konkreter als die Verordnung (EU) Nr. 

269/2014 selbst, was der Natur des Rechtsinstruments der Richtlinie im Vergleich zur 

Verordnung widerspricht (vgl. Art. 288 AEUV) und zu (noch mehr) 

Auslegungsschwierigkeiten führen kann, wenn bspw. in der Richtlinie unter „Gelder“ 

gem. Art. 2 Abs. 2 c) viii) auch „Kryptowerte“ verstanden werden, die aber in der 

unmittelbar anwendbaren Verordnung (EU) Nr. 269/2014 nicht vorgesehen sind. Der 

europäische Gesetzgeber sollte im Hinblick auf die Bestimmtheit und Rechtsklarheit 

seiner Gesetzgebung auf die Konsistenz der Begrifflichkeiten zwischen den 

unterschiedlichen thematisch verknüpften Rechtssetzungsinstrumenten achten. Diese 

Unklarheit wird auch nicht dadurch aufgelöst, dass die Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in 

der Definition der "übertragbaren Wertpapiere" jetzt ausdrücklich auch Kryptowerte 

erfasst. 

 

c) Schutz des anwaltlichen Berufsgeheimnisses 

Art. 3 Abs. 5 Satz 2 des Richtlinienentwurfs bedarf der Einschränkung. Der letzte 

Halbsatz (…oder der Angehörige… weiß…“) sollte gestrichen werden. Wenn der Anwalt 

den Mandanten, der gegen Sanktionsvorschriften verstoßen will, von seinem Vorhaben 

abrät, unterfällt das dem Berufsgeheimnis, das auch hier zu schützen ist. 

 

d) Unklarheiten beim Strafmaß 

Art. 5 sieht ausweislich seiner Überschrift „Strafrechtliche Sanktionen gegen natürliche 

Personen“ vor. Unklar ist in Absatz 5, ob – wenn es heißt, dass Mitgliedstaaten 

sicherzustellen haben, „dass gegen natürliche Personen, die die Straftaten im Sinne 

von Artikel 3 und 4 begangen haben, zusätzliche Sanktionen verhängt werden können“, 

und diese zusätzlichen Sanktionen auch Geldstrafen sein können – lediglich klargestellt 

werden soll, dass diese beiden Strafformen auch nebeneinander verhängt werden 

können sollen, oder ob der Geldstrafe dabei auch eine Art Abschöpfungscharakter 

innewohnen soll.  

 

e) Art. 6, 7: strafrechtliche Verantwortlichkeit juristischer Personen 

Artikel 6 und 7 des Richtlinienentwurfs enthält Regelungen zur (strafrechtlichen) 

Verantwortlichkeit juristischer Personen. Hierzu ist anzumerken, dass eine 

„Unternehmensstrafbarkeit“ der deutschen Rechtsordnung fremd ist (vgl. insofern auch 
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Stellungnahme Nr. 7/2020 zum Verbandssanktionengesetz). Der deutschen 

Strafrechtsordnung liegt das Prinzip der individuellen Schuld zu Grunde. 

 

f) Gefahr der Doppelverfolgung aufgrund mehrfacher Gerichtsbarkeiten und 

mögliche Widersprüche zu nationalem Recht und/oder anderen EU-

Instrumenten 

So begrüßenswert auch die in Art. 11 verkörperte Idee erscheinen mag, dass der 

Unionsgesetzgeber die Zuständigkeit für die Verfolgung dieser neuen EU-Straftaten 

harmonisieren möchte, so birgt doch die Etablierung von Territorialprinzip, aktivem 

Personalitätsprinzip, Residenzprinzip und Sitzprinzip in allen EU-Staaten das 

offensichtliche Risiko einer Doppelbestrafung oder jedenfalls -verfolgung natürlicher 

Personen, die die Staatsangehörigkeit von Staat A haben, aber in Staat B 

gebietsansässig sind, allerdings in Staat C gehandelt haben zugunsten einer 

juristischen Person, die in Staat D ihren Sitz hat. Die Idee der gemeinsamen 

Entscheidung der Mitgliedstaaten bei sich überschneidenden Zuständigkeiten (Abs. 2) 

setzt allerdings Kenntnis der parallel laufenden Strafverfahren voraus. Eine solche kann 

allenfalls für die bei der Europäischen Staatsanwaltschaft konzentrierten Verfahren 

unterstellt werden; ob letztere aber für die vorliegenden Straftaten zuständig werden 

wird, ist noch völlig offen. Die in der Praxis auch ohne Art. 11 bereits bestehende 

Gefahr einer Doppelverfolgung wird aber durch die Verpflichtung in Art. 11 noch 

grundlos verschärft.  

 

https://anwaltverein.de/de/newsroom/sn-7-20-bekaempfung-der-unternehmenskriminalitaet?file=files/anwaltverein.de/downloads/newsroom/stellungnahmen/2020/dav-sn_7-20_unternehmensstrafrecht.pdf

